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NÖ Landtagswahlordnung 1992 
 

§ 1 

Mitgliederzahl, Wahlausschreibung, Wahltag, Stichtag 

(1) Der Landtag von Niederösterreich besteht aus 56 Mitgliedern, die nach den Bestimmungen 

dieses Landesverfassungsgesetzes gewählt werden. 

(2) Die Wahl wird von der Landesregierung durch Verordnung im Landesgesetzblatt 

ausgeschrieben. Die Ausschreibung hat den Wahltag zu enthalten, der auf einen Sonntag oder einen 

anderen öffentlichen Ruhetag festzusetzen ist. Die Ausschreibung hat weiters den Tag zu bestimmen, der 

als Stichtag gilt. Dieser darf jedoch nicht vor dem Tag der Wahlausschreibung liegen. 

(3) Die Ausschreibung ist in allen Gemeinden ortsüblich, jedenfalls aber auch durch öffentlichen 

Anschlag kundzumachen. 

§ 21 

Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt ist jeder österreichische Staatsbürger, der spätestens am Tag der Wahl das 16. 

Lebensjahr vollendet hat, vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen ist und in einer Gemeinde des Landes 

Niederösterreich seinen ordentlichen Wohnsitz hat beziehungsweise gemäß § 2a Abs. 1 NÖ 

Landesbürgerevidenzengesetz, LGBl. 0050, als Auslandsniederösterreicher in die Landes-Wählerevidenz 

eingetragen ist. 

(2) Ob die Voraussetzungen nach Abs. 1 zutreffen, ist, abgesehen vom Wahlalter, nach dem Stichtag 

(§ 1 Abs. 2) zu beurteilen. 

 

 

Wahlausschließungsgründe 
§ 22 

Wegen gerichtlicher Verurteilung 

(1) Wer durch ein inländisches Gericht wegen 

 1. einer nach dem 14., 15., 16., 17., 18., 24. oder 25. Abschnitt des Besonderen Teils des 

Strafgesetzbuches – StGB, BGBl.Nr. 60/1974, i.d.F. BGBl. I Nr. 66/2011, strafbaren Handlung; 

 2. einer strafbaren Handlung gemäß §§ 278a bis 278e StGB; 

 3. einer strafbaren Handlung gemäß dem Verbotsgesetz 1947, StGBl.Nr. 13/1945, i.d.F. BGBl. 

Nr. 148/1992; 

 4. einer in Zusammenhang mit einer Wahl, einer Volksabstimmung, einer Volksbefragung oder 

einem Volksbegehren begangenen strafbaren Handlung nach dem 22. Abschnitt des Besonderen 

Teils des StGB zu einer nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 

oder wegen einer sonstigen mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung 

zu einer nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren rechtskräftig verurteilt 

wird, kann vom Gericht (§ 446a StPO, BGBl.Nr. 631/1975, i.d.F. BGBl. I Nr. 67/2011) unter 

Zugrundelegung der Umstände des Einzelfalls vom Wahlrecht ausgeschlossen werden. 

(2) Der Ausschluss vom Wahlrecht beginnt mit Rechtskraft des Urteils und endet, sobald die Strafe 

vollstreckt ist und mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen oder 

weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden, so endet der 

Ausschluss mit Rechtskraft des Urteils. Fällt das Ende des Ausschlusses vom Wahlrecht in die Zeit nach 

dem Stichtag, so kann bis zum Ende des Einsichtszeitraums (§ 25 Abs. 1) die Aufnahme in das 

Wählerverzeichnis begehrt werden. 

 

Beachte für folgende Bestimmung 

Erfassung der Wahlberechtigten 
§ 23 

Wählerverzeichnisse 

(1) Die Wahlberechtigten sind in Wählerverzeichnisse einzutragen. Die Wählerverzeichnisse haben 

die aus Muster Anlage 1 ersichtlichen Daten zu enthalten. 

(2) Die Anlegung der Wählerverzeichnisse obliegt den Gemeinden im übertragenen 

Wirkungsbereich. 

(3) Die Wählerverzeichnisse sind von den Gemeinden unter Bedachtnahme auf § 21 Abs. 1 auf 

Grund der Landes-Wählerevidenz (§ 2 des NÖ Landesbürgerevidenzengesetzes, LGBl. 0050) anzulegen. 
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(4) Die Wählerverzeichnisse müssen in Gemeinden nach Wahlsprengeln und innerhalb dieser nach 

dem Namensalphabet oder nach Straßen und/oder Hausnummern geordnet angelegt werden. 

§ 24 

Ort der Eintragung 

(1) Jeder Wahlberechtigte ist in das Wählerverzeichnis der Gemeinde einzutragen, in der er am 

Stichtag seinen ordentlichen Wohnsitz hatte. 

(2) Der ordentliche Wohnsitz einer Person ist an jenem Ort begründet, welchen sie zu einem 

Mittelpunkt ihrer wirtschaftlichen, beruflichen oder gesellschaftlichen Betätigung zu gestalten die Absicht 

hatte. Dies bedeutet allerdings nicht, dass die Absicht dahin gehen muß, an dem gewählten Ort für immer 

zu bleiben; es genügt, dass der Ort nur bis auf weiteres zu diesem Mittelpunkt frei gewählt worden ist. 

(3) Ein ordentlicher Wohnsitz gilt insbesondere dann nicht als begründet, wenn der Aufenthalt 

 1. bloß der Erholung oder Wiederherstellung der Gesundheit dient, 

 2. lediglich zu Urlaubszwecken gewählt wurde oder 

 3. aus anderen Gründen offensichtlich nur vorübergehend ist; gleiches gilt, wenn die Begründung 

des ordentlichen Wohnsitzes nur auf Eigentum oder Besitz an Baulichkeiten oder Liegenschaften 

gestützt werden kann. 

(4) Läßt sich die Eintragung in das Wählerverzeichnis nach Abs. 2 nicht bestimmen, so richtet sich 

diese nach jenem der Wohnsitze, an dem der Wahlberechtigte vor dem Stichtag zuletzt gewohnt hat. 

(5) Wahlberechtigte, die zum ordentlichen oder außerordentlichen Präsenzdienst oder zum 

Zivildienst einberufen werden, sind, außer im Falle einer Verlegung ihres ordentlichen Wohnsitzes, 

während der Leistung des Präsenzdienstes oder des Zivildienstes in das Wählerverzeichnis der Gemeinde 

einzutragen, in der sie vor dem Zeitpunkt, für den sie einberufen wurden, ihren ordentlichen Wohnsitz 

hatten. 

 

§ 25 

Auflegung des Wählerverzeichnisses 

(1) Am vierzehnten Tag nach dem Stichtag muss das Wählerverzeichnis in einem allgemein 

zugänglichen Amtsraum während fünf Werktagen zur öffentlichen Einsicht aufgelegt werden. Die 

Einsichtnahme muss während der Amtsstunden der Gemeinde, jedoch mindestens 4 Stunden täglich 

davon an einem Tag jedenfalls bis 20.00 Uhr, möglich sein. Das Wählerverzeichnis kann für jedermann – 

nach Maßgabe technischer und organisatorischer Möglichkeiten – in der Gemeinde auch 

automationsunterstützt (mittels Terminal oder Bildschirm) zugänglich gemacht werden. Diese 

Möglichkeit darf keine Funktion für einen direkten oder indirekten Ausdruck der im Wählerverzeichnis 

enthaltenen Daten erlauben. 

(2) Die Auflegung des Wählerverzeichnisses hat der Bürgermeister vor Beginn der Einsichtsfrist 

ortsüblich kundzumachen. Die Kundmachung hat auch die Einsichtsfrist, die für die Einsichtnahme 

bestimmten Tagesstunden, die Bezeichnung der Amtsräume, in denen das Wählerverzeichnis aufliegt und 

gegebenenfalls die Aufstellungsorte der Terminals oder Bildschirme, die Amtsstelle, bei der 

Berichtigungsanträge gegen das Wählerverzeichnis eingebracht werden können, sowie die Bestimmungen 

des Abs. 3 und der §§ 28, 32 und 33 zu enthalten. 

(3) Innerhalb der Einsichtsfrist kann jedermann in das Wählerverzeichnis Einsicht nehmen und 

davon Abschriften und Vervielfältigungen herstellen. 

(4) Vom ersten Tag der Auflegung an dürfen Änderungen im Wählerverzeichnis nur mehr auf Grund 

des Berichtigungs- und Beschwerdeverfahrens (§§ 28 ff) vorgenommen werden. Ausgenommen hievon 

sind Streichungen nach § 24 Abs. 6, die Beseitigung von offenbaren Unrichtigkeiten in den Eintragungen 

von Wahlberechtigten sowie die Behebung von Formgebrechen, insbesondere die Berichtigung von 

Schreibfehlern oder EDV-Fehlern. 

 

§ 28 

Berichtigungsanträge 

(1) Innerhalb von zehn Tagen ab Beginn der Einsichtsfrist kann jeder Staatsbürger unter Angabe 

seines Namens und der Wohnadresse gegen das Wählerverzeichnis bei der zur Entgegennahme von 

Berichtigungsanträgen bezeichneten Amtsstelle (§ 25 Abs. 2) schriftlich oder mündlich einen 

Berichtigungsantrag einbringen. Der Antragsteller kann die Aufnahme eines vermeintlich 

Wahlberechtigten in das Wählerverzeichnis oder die Streichung eines vermeintlich nicht 

Wahlberechtigten aus dem Wählerverzeichnis begehren. 

(2) Die Berichtigungsanträge müssen bei der Amtsstelle, bei der sie einzubringen sind, spätestens am 

zehnten Tage nach Beginn der Einsichtsfrist einlangen. 
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(3) Der Berichtigungsantrag ist, falls er schriftlich eingebracht wird, für jeden Berichtigungsfall 

gesondert zu überreichen. Hat der Berichtigungsantrag die Aufnahme eines vermeintlich 

Wahlberechtigten zum Gegenstand, so sind auch die zur Begründung des Berichtigungsantrages 

notwendigen Belege, insbesondere ein vom vermeintlich Wahlberechtigten ausgefülltes 

Wähleranlageblatt anzuschließen. Wird im Berichtigungsantrag die Streichung eines vermeintlich nicht 

Wahlberechtigten begehrt, so ist der Grund hiefür anzugeben. Alle Berichtigungsanträge, auch 

mangelhaft belegte, sind von den hiezu berufenen Stellen entgegenzunehmen und weiterzuleiten. Ist ein 

Berichtigungsantrag von mehreren Antragstellern unterzeichnet, so gilt, wenn kein 

Zustellungsbevollmächtigter genannt ist, der an erster Stelle Unterzeichnete als 

zustellungsbevollmächtigt. 

(4) Wer offensichtlich mutwillig Berichtigungsanträge einbringt, begeht eine 

Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu € 360,–, im Falle der Uneinbringlichkeit mit 

Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer Woche zu bestrafen. 

§ 30 

Entscheidung über Berichtigungen 

(1) Über einen Berichtigungsantrag hat binnen sieben Tagen nach seinem Einlangen die 

Gemeindewahlbehörde zu entscheiden. § 7 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 findet 

Anwendung. 

(2) Die Gemeinde hat die Entscheidung dem Antragsteller sowie dem von der Entscheidung 

Betroffenen unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

§ 31 

Richtigstellung des Wählerverzeichnisses 

Erfordert die Entscheidung eine Richtigstellung des Wählerverzeichnisses, so hat die Gemeinde nach 

Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung sofort die Richtigstellung des Wählerverzeichnisses unter 

Anführung der Entscheidungsdaten durchzuführen. Handelt es sich hiebei um die Aufnahme einer vorher 

im Wählerverzeichnis nicht verzeichneten Person, so ist ihr Name am Schluß des Wählerverzeichnisses 

mit der dort folgenden fortlaufenden Zahl anzuführen und an jener Stelle des Wählerverzeichnisses, an 

der sie ursprünglich einzutragen gewesen wäre, auf die fortlaufende Zahl der neuen Eintragung 

hinzuweisen. 

§ 32 

Beschwerden 

(1) Gegen die Entscheidung gemäß § 30 Abs. 1 können der Antragsteller sowie der von der 

Entscheidung Betroffene binnen drei Tagen nach Zustellung der Entscheidung schriftlich eine 

Beschwerde bei der Gemeinde einbringen. Die Gemeinde hat den Beschwerdegegner von der 

eingebrachten Beschwerde unverzüglich mit dem Beifügen zu verständigen, daß es ihm freisteht, 

innerhalb von zwei Tagen nach der an ihn ergangenen Verständigung in die Beschwerde Einsicht und zu 

den vorgebrachten Beschwerdegründen Stellung zu nehmen. 

(2) Über die Beschwerde hat das Landesverwaltungsgericht binnen zehn Tagen nach ihrem 

Einlangen ohne Durchführung einer mündlichen Verhandlung, soferne nicht als unzulässig oder verspätet 

eingebracht zurückzuweisen ist, in der Sache selbst zu entscheiden. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 28 Abs. 2 bis 4 und 30 Abs. 2 sowie § 31 finden sinngemäß 

Anwendung. 

§ 33 

Behandlung der nach dem Wählerevidenzgesetz erhobenen eingebrachten Berichtigungsanträge 

und Beschwerden 

Auf die zu Beginn der Einsichtsfrist nach den Vorschriften des Wählerevidenzgesetzes 1973 (§§ 4 

bis 8) und des NÖ Landesbürgerevidenzengesetzes, LGBl. 0050, (§§ 6 bis 8) noch nicht entschiedenen 

Berichtigungsanträge und Beschwerden gegen die Evidenzen sind die vorstehenden Bestimmungen der 

§§ 28 bis 32 anzuwenden. 

§ 34 

Abschluß des Wählerverzeichnisses 

(1) Nach Beendigung des Berichtigungs- und Beschwerdeverfahrens hat die Gemeinde das 

Wählerverzeichnis abzuschließen. 

(2) Das abgeschlossene Wählerverzeichnis ist der Wahl zugrundezulegen. 
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§ 36 

Teilnahme an der Wahl 

(1) An der Wahl nehmen nur Wahlberechtigte teil, deren Namen im abgeschlossenen 

Wählerverzeichnis enthalten sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat nur eine Stimme. 

(3) Den Wahlberechtigten kann bis spätestens am fünften Tag vor dem Wahltag eine amtliche 

Wahlinformation (Muster Anlage 9) zugestellt werden. Diese hat den Namen des Wahlberechtigten, sein 

Geburtsjahr und seine Anschrift, den Wahlort (Wahlsprengel), die fortlaufende Zahl auf Grund seiner 

Eintragung in das Wählerverzeichnis, den Wahltag sowie die Wahlzeit und das Wahllokal zu enthalten. 

Darüber hinaus kann auf dieser Information auch eine personenbezogene mindestens siebenstellige 

Buchstaben/Ziffernkombination für den Identitätsnachweis (Muster Anlage 10) im Falle einer schriftlich 

beantragten Ausstellung der Wahlkarte (§ 39 Abs. 1) angeführt sein. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

§ 37 

Ort der Ausübung des Wahlrechtes 

(1) Jeder Wahlberechtigte übt sein Wahlrecht grundsätzlich in dem Ort (Gemeinde, Wahlsprengel) 

aus, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist. 

(2) Wahlberechtigte, die im Besitze einer Wahlkarte sind, können ihr Wahlrecht auch außerhalb 

dieses Ortes ausüben. 

§ 38 

Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte 

(1) Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte haben Wahlberechtigte, die am Wahltag 

voraussichtlich verhindert sein werden, ihre Stimme vor der zuständigen Wahlbehörde abzugeben, etwa 

wegen Ortsabwesenheit, aus gesundheitlichen Gründen oder wegen Aufenthalts im Ausland und die ihr 

Wahlrecht im Wege der Briefwahl ausüben wollen. 

 

§ 39 

Ausstellung der Wahlkarte 

(1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist bei der Gemeinde, von der der Wahlberechtigte in das 

Wählerverzeichnis eingetragen wurde, beginnend mit dem Tag der Wahlausschreibung bis spätestens am 

vierten Tag vor dem Wahltage schriftlich oder spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, 12.00 Uhr, 

mündlich unter Angabe eines Grundes gem. § 38 zu beantragen. Eine telefonische Beantragung ist nicht 

zulässig. Ebenfalls bis zum letztgenannten Zeitpunkt kann ein schriftlicher Antrag gestellt werden, wenn 

eine persönliche Übergabe der Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollmächtigte Person möglich ist. 

Der mündliche Antrag ist persönlich bei der Gemeinde zu stellen und ist die Identität durch ein Dokument 

nachzuweisen; beim schriftlichen Antrag ist die Identität entweder 

 - durch Angabe der Passnummer oder 

 - falls eine Wahlinformation gemäß § 36 Abs. 3 eine Buchstaben/Ziffernkombination enthält, 

durch Anführung derselben oder 

 - durch Anschluss einer Kopie des Reisepasses oder der Kopie einer Urkunde bzw. amtlichen 

Bescheinigung gemäß § 64 Abs.1 oder 

 - im Fall einer elektronischen Einbringung auch durch eine qualifizierte elektronische Signatur 

glaubhaft zu machen. Die Gemeinde ist ermächtigt, die Passnummer im Weg einer Passbehörde und 

Lichtbildausweise oder andere Urkunden im Weg der für die Ausstellung dieser Dokumente zuständigen 

Behörde zu überprüfen. Im Fall des § 38 Abs. 2 hat der Antrag das ausdrückliche Ersuchen um den 

Besuch durch eine besondere Wahlbehörde gemäß § 70 Abs. 1 und die genaue Angabe der 

Räumlichkeiten, wo der Antragsteller den Besuch durch eine besondere Wahlbehörde erwartet, sowie bei 

Personen, die sich in öffentlichem Gewahrsam befinden, eine behördliche Bestätigung über die 

Unterbringung zu enthalten. Die Notwendigkeit des Besuches ist glaubhaft zu machen. 

(2) Die Wahlkarte ist als Briefumschlag herzustellen und hat die in der Anlage 2 ersichtlichen 

Aufdrucke zu tragen. Durch entsprechende Vorkehrungen ist sicherzustellen, dass die den 

Wahlberechtigten betreffenden persönlichen Daten, insbesonders dessen Unterschrift, vor Weiterleitung 

an die Gemeindewahlbehörde, durch Verwendung eines voradressierten Überkuverts (Anlage 2a) 

verdeckt sind und dass es nach Verschließen des Überkuverts durch den Wähler der 

Gemeindewahlbehörde nach dem Einlangen möglich ist, die persönlichen Daten des Wählers sowie seine 

eidesstattliche Erklärung sichtbar zu machen, ohne dass dadurch bereits die Wahlkarte geöffnet wird. Bei 
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Wahlkarten, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung ausgestellt werden, genügt anstelle 

der Unterschrift des Bürgermeisters die Beisetzung seines Namens oder des von ihm beauftragten 

Ausstellers, eine Beglaubigung durch die Kanzlei ist nicht erforderlich. 

(3) Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte stattgegeben, so sind dem Antragsteller 

unverzüglich neben der Wahlkarte samt Überkuvert (Anlage 2 und 2a) auch ein amtlicher Stimmzettel 

und ein Wahlkuvert (Anlage 7) nachweislich auszufolgen. 

Für die Ausfolgung oder Übermittlung ausgestellter Wahlkarten gilt folgendes: 

 1. Anlässlich der persönlichen Übernahme der Wahlkarte hat der Antragsteller eine 

Übernahmebestätigung zu unterschreiben. Ist er hierzu nicht in der Lage, ist hierüber ein 

Aktenvermerk aufzunehmen. 

 2. Eine Ausfolgung an den wahlberechtigten anderen Eheteil oder eingetragenen Partner oder 

wahlberechtigte Verwandte (Eltern oder Kinder) ist gegen Übernahmebestätigung ebenfalls 

zulässig, wenn eine schriftliche Legitimation zur Übernahme vorgewiesen wird. 

 3. Sonstigen schriftlich legitimierten Personen dürfen neben der allenfalls eigenen Wahlkarte je 

Wahl und Gemeinde nicht mehr als zwei Wahlkarten gegen Übernahmebestätigung ausgefolgt 

werden. 

 4. Ansonsten sind die Wahlunterlagen dem Antragsteller eingeschrieben und nachweislich 

zuzustellen. Der Zustelldienst hat die Übernahme der Wahlkarten zu bestätigen. Die 

nachweisliche Zustellung hat nach den Bestimmungen des Zustellgesetzes, BGBl.Nr. 200/1982 

in der Fassung BGBl. I Nr. 111/2010, mit der Maßgabe zu erfolgen, dass eine Zustellung nur 

durch einen Zustelldienst zulässig ist. 

(4) Duplikate für abhanden gekommene oder unbrauchbar gewordene Wahlkarten oder amtliche 

Stimmzettel dürfen von der Gemeinde nicht ausgefolgt werden. 

(5) Ein Wahlberechtigter, der gemäß § 2a Abs. 1 des NÖ Landesbürgerevidenzengesetzes, LGBl. 

0050, in die Landes-Wählerevidenz eingetragen ist, ist, sofern seine Wohnadresse in der Landes-

Wählerevidenz erfasst ist, von der Gemeinde, von der er in die Landes-Wählerevidenz eingetragen wurde, 

umgehend nach Ausschreibung der Wahl des Landtages im Postweg über die Möglichkeit der Ausübung 

des Wahlrechts im Wege der Briefwahl zu verständigen. Hierbei ist er über die Möglichkeiten zur 

Antragstellung, gegebenenfalls auch über eine Antragstellung per Internet, in Kenntnis zu setzen. Die 

Verständigung kann per E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde eine E-Mail-Adresse bekannt ist. An 

Personen, die eine amtswegige Ausstellung der Wahlkarte gemäß § 2a Abs. 3 des NÖ 

Landesbürgerevidenzengesetzes beantragt haben, sind Wahlkarten möglichst frühzeitig zu übermitteln. 

(6) Ein Wahlberechtigter ist von der Gemeinde ehestmöglich in Kenntnis zu setzen, wenn seinem 

Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte nicht Folge gegeben wurde. Gegen die Verweigerung der 

Ausstellung einer Wahlkarte steht ein Rechtsmittel nicht zu. 

 

§ 40 

Vorgang nach Ausstellung der Wahlkarten 

(1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist im Wählerverzeichnis in der Rubrik “Anmerkung” bei dem 

betreffenden Wähler mit dem Worte “Wahlkarte” in auffälliger Weise zu vermerken. Bei Ausstellung 

einer Wahlkarte gemäß § 38 Abs. 2 sind die Worte “besondere Wahlkarte gemäß § 38 Abs. 2” 

anzumerken. Bis zum neunundzwanzigsten Tag nach dem Wahltag hat der Bürgermeister gegenüber 

jedem im Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten auf mündliche oder schriftliche Anfrage 

Auskunft zu erteilen, ob für ihn eine Wahlkarte ausgestellt worden ist. Zu diesem Zweck haben 

Gemeinden nach Weitergabe der Wählerverzeichnisse an die Gemeindewahlbehörde bis zum angeführten 

Zeitpunkt Kopien der Wählerverzeichnisse bereit zu halten, sofern sie nicht über andere Aufzeichnungen, 

z. B. in einer EDV-Applikation, über die ausgestellten Wahlkarten verfügen. Bei einer Anfrage hat der 

Wahlberechtigte seine Identität glaubhaft zu machen. 

(2) Im Falle der Ausstellung einer Wahlkarte an einen Wahlberechtigten, der außerhalb des Ortes 

seiner Eintragung in das Wählerverzeichnis bettlägerig ist, hat die ausstellende Gemeinde diejenige 

Gemeinde, in deren Bereich der Bettlägerige sich aufhält, von der Ausstellung der Wahlkarte mit dem 

Hinweis zu verständigen, daß dieser von einer besonderen Wahlbehörde aufzusuchen ist. 

(3) Die Zahl der ausgestellten Wahlkarten ist nach Ablauf der im § 39 Abs. 1 vorgesehenen Frist im 

Wege der Bezirkswahlbehörde unverzüglich auf die schnellste Art der Kreiswahlbehörde 

bekanntzugeben. Die Kreiswahlbehörde hat die Zahl der in ihrem Bereich ausgestellten Wahlkarten 

ebenfalls unverzüglich, spätestens jedoch am Tag vor dem Wahltag, der Landeswahlbehörde mitzuteilen. 

(4) Ob und in welcher Weise für Wahlkartenwähler besondere Wahllokale zu bestimmen sind, ist in 

den §§ 54, 69 und 70 angeordnet. 
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§ 67 

Vorgang bei Wahlkartenwählern 

(1) Wähler, denen eine Wahlkarte ausgestellt wurde, haben neben der Wahlkarte auch noch eine der 

im § 64 Abs. 1 zweiter Satz angeführten Urkunden oder amtlichen Bescheinigungen vorzuweisen, aus der 

sich ihre Identität mit der in der Wahlkarte bezeichneten Person ergibt. Die Namen von 

Wahlkartenwählern sind, soferne es sich nicht um Wahlkartenwähler nach Abs. 2 handelt, am Schluß des 

Wählerverzeichnisses unter fortlaufenden Zahlen einzutragen und in der Niederschrift über den 

Wahlvorgang anzumerken. Die Wahlkarte ist dem Wähler abzunehmen, mit der fortlaufenden Zahl des 

Wählerverzeichnisses zu versehen und der Niederschrift anzuschließen. 

(2) Erscheint ein Wahlkartenwähler vor der Wahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis er eingetragen 

ist, um sein Wahlrecht auszuüben, so hat er unter Verwendung des ihm bereits mit der Wahlkarte 

ausgefolgten amtlichen Stimmzettels und unter Beobachtung der übrigen Bestimmungen dieses 

Landesverfassungsgesetzes seine Stimme abzugeben, nachdem er die Wahlkarte dem Wahlleiter 

übergeben hat. 

 
§ 72 

Stimmabgabe im Wege der Briefwahl 

(1) Das Wahlrecht kann von Wählern, denen entsprechend §§ 38 und 39 Wahlkarten ausgestellt 

wurden, auch im Weg der Übersendung der verschlossenen Wahlkarte an die zuständige 

Gemeindewahlbehörde ausgeübt werden (Briefwahl). 

(2) Hiezu muss der Wähler den Stimmzettel in das Wahlkuvert legen und dieses in die Wahlkarte 

legen. Sodann muss der Wähler auf der Wahlkarte durch eigenhändige Unterschrift eidesstattlich 

erklären, dass er das Wahlrecht persönlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgeübt hat. Aus der 

eidesstattlichen Erklärung muss die Identität des Wählers hervorgehen. Anschließend muss der Wähler 

die Wahlkarte verschließen und in das voradressierte Überkuvert (§ 39 Abs. 2) legen und dieses ebenfalls 

verschließen und so rechtzeitig an die auf der Wahlkarte bezeichnete Gemeindewahlbehörde übermitteln, 

dass die Wahlkarte dort spätestens bis zum Wahltag, 06.30 Uhr, einlangt. Das Einwerfen der Wahlkarte 

in den allenfalls vorhandenen Einlaufkasten jener Gemeinde, die die Wahlkarte ausgestellt hat, gilt als 

Einlangen bei der Gemeindewahlbehörde. Darüber hinaus kann die verschlossene Wahlkarte am Wahltag 

bis zum Schließen des Wahllokals jener Sprengelwahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis der Wähler 

eingetragen ist, übermittelt werden. Die eingelangten Überkuverts und die allenfalls persönlich 

abgegebenen Wahlkarten ohne Überkuvert dürfen nicht geöffnet werden. Sie sind mit einem 

Eingangsstempel, aus dem Datum und Uhrzeit des Einlangens ersichtlich sind, sowie mit einer 

fortlaufenden Nummer zu versehen und in ein gesondertes Verzeichnis fortlaufend nummeriert 

einzutragen. Die Wahlunterlagen sind vom Gemeindewahlleiter bis zum Beginn der am Wahltag gemäß 

§ 72 Abs. 4 vorzunehmenden Überprüfung unter Verschluss aufzubewahren. Dieses Verzeichnis muss der 

Niederschrift der Gemeindewahlbehörde (§§ 85 Abs. 3 lit.i und 86 Abs. 2) angeschlossen werden. 

(3) Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl ist nichtig, wenn 

 a) die eidesstattliche Erklärung auf der Wahlkarte nicht oder nachweislich nicht durch den 

Wahlberechtigten abgegeben wurde oder 

 b) die Wahlkarte nicht spätestens am Wahltag bis 06.30 Uhr bei der zuständigen 

Gemeindewahlbehörde oder bis zum Wahlschluss bei der zuständigen Sprengelwahlbehörde 

eingelangt ist. 

(4) Ab 06.30 Uhr des Wahltages überprüft die Gemeindewahlbehörde die Anzahl der eingelangten 

Überkuverts und Wahlkarten mit der Anzahl der im Verzeichnis gemäß Abs. 2 eingetragenen 

Überkuverts und Wahlkarten, öffnet die Überkuverts und entnimmt die Wahlkarten und teilt alle 

Wahlkarten entsprechend der Sprengelzugehörigkeit auf, trägt sie in ein gesondertes Verzeichnis ein und 

übermittelt die Wahlkarten zusammen mit einer Kopie des Verzeichnisses ohne Verzug verschlossen und 

womöglich im versiegelten Umschlag durch Boten der jeweiligen Sprengelwahlbehörde. Diese legt sie in 

ein gesondertes Behältnis, in dem auch die nach Abs. 2 fünfter Satz eingelangten Wahlkarten 

aufzubewahren sind. Die Übermittlung unterbleibt bei jenen Wahlkarten, welche die 

Gemeindewahlbehörde als Sprengelwahlbehörde (§ 9 Abs. 1) betreffen. Diese Vorgänge sind in den 

Niederschriften der Gemeindewahlbehörde und der Sprengelwahlbehörde festzuhalten. 

(5) Die nach 06.30 Uhr des Wahltages bei der Gemeindewahlbehörde und die nach Wahlschluss bei 

der Sprengelwahlbehörde eingelangten Wahlkarten hat der Gemeindewahlleiter/Sprengelwahlleiter 

unverzüglich mit Datum und Uhrzeit des Einlangens zu versehen und mit dem Wahlakt der 

übergeordneten Wahlbehörde zu übermitteln. 
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(6) Die Kreiswahlbehörde hat die von den Gemeindewahlbehörden übermittelten verspätet 

eingelangten Wahlkarten der Briefwähler unter strengen Verschluss zu nehmen. Verspätet eingelangte 

Wahlkarten sind nach ungenütztem Ablauf der Fristen zur Anfechtung der Wahl, im Fall der Anfechtung 

der Wahl nach Beendigung der Anfechtungsverfahren, im Fall einer (teilweisen) Wahlwiederholung erst 

nach ungenütztem Ablauf der dagegen offen stehenden Anfechtungsfristen bzw. nach Beendigung 

allfälliger Anfechtungsverfahren der Wiederholungswahl, zusammen mit den als nichtig erklärten 

Wahlkarten von der Kreiswahlbehörde ungeöffnet zu vernichten. 

 

Anlage 1 
Wählerverzeichnis 

(Anm.: Anhang ist als PDF dokumentiert.) 

Anlagen 

  Anlage 1 
Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

Anlage 2 
Wahlkarte 

Anlagen 

  Anlage 2 
Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

Anlage 2a 
Überkuvert Vorderseite 

Anlagen 

  Anlage 2a 
Amtlicher Stimmzettel 

Anlagen 

  Anlage 5 
Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

Anlage 6 
Leerer amtlicher Stimmzettel 

Anlagen 

  Anlage 6 
Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

Anlage 7 
(Anm.: Anhang ist als PDF dokumentiert.) 

Anlagen 

  Anlage 7 
Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag  

Amtliche Wahlinformation 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LNO40001131/Anlage_01.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LNO40001132/Anlage_02.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LNO40001133/Anlage_02a.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LNO40001136/Anlage_05.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LNO40001137/Anlage_06.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LNO40001138/Anlage_07.pdf
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NÖ Landesbürgerevidenzengesetz 
 

§ 1 

Landesbürgerevidenzen 

In jeder Gemeinde sind neben der nach den bundesrechtlichen Vorschriften zu führenden 

Wählerevidenz (Bundeswählerevidenz) Landesbürgerevidenzen bestehend aus einer Landes-

Wählerevidenz und einer Gemeinde-Wählerevidenz nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu 

führen. 

§ 2 

Landes-Wählerevidenz 

(1) In die Landes-Wählerevidenz einer Gemeinde sind auf Grund der im Meldezettel (§ 9 des 

Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992 in der Fassung BGBl. I Nr. 120/2016) enthaltenen Angaben alle 

Frauen und Männer einzutragen, die 

 a) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, 

 b) vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet haben, 

 c) vom Wahlrecht zum Niederösterreichischen Landtag nicht ausgeschlossen sind und 

 d) in der Gemeinde gemäß § 24 der NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300, ihren 

ordentlichen Wohnsitz haben. 

(2) Eine Person darf in die Landes-Wählerevidenz nur einmal eingetragen sein. Aus der Landes-

Wählerevidenz sind unverzüglich jene Personen zu streichen, bei denen die Voraussetzungen für die 

Eintragung weggefallen sind. 

(3) In die Landes-Wählerevidenz sind jedenfalls jene Personen einzutragen, die in dieser Gemeinde 

in der Bundeswählerevidenz eingetragen sind. Dies gilt jedoch nicht für die im Ausland lebenden 

österreichischen Staatsbürger, die gemäß § 2 Abs. 3 und § 2a des Wählerevidenzgesetzes 1973 in der 

Bundeswählerevidenz eingetragen sind. 

(4) Liegt ein Hauptwohnsitz in Niederösterreich nicht vor, hat die Person an der Feststellung des 

maßgeblichen Sachverhaltes zur Beurteilung des ordentlichen Wohnsitzes mitzuwirken. Dafür ist von der 

Person für die Eintragung in die Landes-Wählerevidenz ein Wählerevidenzblatt (Anlage 1) 

wahrheitsgetreu auszufüllen und der Gemeinde binnen 2 Wochen zu übermitteln. Als Anschrift im 

Ermittlungsverfahren gilt die Adresse des ordentlichen Wohnsitzes, es sei denn, die einzutragende Person 

hat eine andere Anschrift bekanntgegeben. 

 a) Liegen die Voraussetzungen zur Eintragung vor, ist die Person in die Landes-Wählerevidenz 

einzutragen. 

 b) Ist eine Person bereits in die Landes-Wählerevidenz einer Gemeinde eingetragen und begehrt sie 

eine Eintragung in einer weiteren Gemeinde, bleibt die bestehende Eintragung in die Landes-

Wählerevidenz aufrecht, es sei denn, die Person entscheidet sich bei Vorliegen der 

Voraussetzungen zur Eintragung innerhalb von 2 Wochen durch die Abgabe der ausgefüllten und 

persönlich unterfertigten Anlage 1 für eine Eintragung in die Landes-Wählerevidenz der 

nunmehrigen Gemeinde. Nach diesem Umstand bestimmt sich die Eintragung auch dann, wenn 

jemand in mehreren Wahlsprengeln einer Gemeinde einen ordentlichen Wohnsitz hat. Im 

Zweifelsfalle hat die Landesregierung zu entscheiden. 

(5) Im Fall der Aufnahme oder der Streichung einer Person, sowie einer Änderung der Eintragung 

ist, abgesehen vom Fall der Streichung wegen Todesfalles, der Betroffene von der Gemeinde zu 

verständigen. Der Betroffene hat die Möglichkeit einen Berichtigungsantrag auf Aufnahme in oder 

Streichung aus der Landes-Wählerevidenz gemäß §§ 6 ff einzubringen. Hat der Betroffene noch in einer 

weiteren niederösterreichischen Gemeinde einen ordentlichen Wohnsitz, so ist auch diese Gemeinde zu 

benachrichtigen. 

(6) Die Landes-Wählerevidenz dient als Grundlage zur Erstellung der Wählerverzeichnisse bei 

Landtagswahlen sowie als Verzeichnis der Landesbürger, die zur Ausübung der im III. Abschnitt der NÖ 

Landesverfassung 1979 genannten Initiativ- und Einspruchsrechte berechtigt sind. 

§ 2a 

Auslandsniederösterreicher 

(1) Österreichische Staatsbürger, welche 

 a) ab dem 1. Jänner 1998 ihren Hauptwohnsitz und/oder ordentlichen Wohnsitz von 

Niederösterreich in das Ausland verlegt haben oder verlegen, 

 b) das 14. Lebensjahr vollendet haben und 
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 c) weder in Niederösterreich oder sonstwo im Bundesgebiet einen Hauptwohnsitz und in 

Niederösterreich keinen ordentlichen Wohnsitz haben, und 

 d) vom Wahlrecht zum Landtag nicht ausgeschlossen sind, 

werden auf Antrag für die Dauer ihres Auslandsaufenthaltes, längstens jedoch für einen Zeitraum 

von 10 Jahren ab Verlegung ihres Hauptwohnsitzes, in die Landes-Wählerevidenz der Gemeinde 

eingetragen, in der sie zuletzt in der Landes-Wählerevidenz eingetragen waren. Sofern eine solche 

Eintragung nicht existiert, werden diese Personen in die Landes-Wählerevidenz der Gemeinde, in der sie 

den letzten Hauptwohnsitz und/oder ordentlichen Wohnsitz in Niederösterreich hatten, eingetragen. 

(2) Während dieses Zeitraumes haben die erfassten Personen der Gemeinde jede Änderung ihrer 

Wohnadresse im Ausland zum Zweck der Verständigung über die Durchführung von Landtagswahlen 

(§ 39 Abs. 5 NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300), zur amtswegigen Zusendung einer Wahlkarte 

(Abs. 3) oder zum Zweck der Übermittlung von Informationen durch die Gemeinden (§ 39 Abs. 5 NÖ 

Landtagswahlordnung 1992) mitzuteilen. Allenfalls haben sie auch die Änderung ihrer E-Mail-Adresse 

bekannt zu geben. 

(3) Im Ausland lebende erfasste Personen erhalten die Wahlkarten bei Landtagswahlen an ihre 

Wohnadresse amtswegig zugesendet, wenn sie dies bei der Gemeinde anlässlich ihrer Antragstellung oder 

zu einem späteren Zeitpunkt beantragen. Sie haben dabei zu beachten, dass sie ihres Wahlrechts im Fall 

eines Wechsels ihres Wohnsitzes im Ausland ohne Mitteilung gemäß Abs. 2 an die Gemeinde in 

Niederösterreich auf Grund einer sich daraus ergebenden Fehlzustellung der Wahlkarte verlustig gehen 

könnten. Die amtswegige Zustellung endet 

 a) mit der Begründung eines ordentlichen Wohnsitzes in Niederösterreich oder eines 

Hauptwohnsitzes im Bundesgebiet, welche diese Person der bisher führenden Landes- 

Wählerevidenzgemeinde anzuzeigen hat, 

 b) mit Ablauf der Frist gemäß Abs. 1 

 c) oder gemäß Abs. 2 mangels Kenntnis einer Auslandsadresse. 

(4) Anbringen nach Abs. 1 und 2 sind an die zuständige Gemeinde zu stellen. Die Gemeinden haben 

nach Möglichkeit die Antragstellung per Internet, allenfalls unter Zuhilfenahme einer zentralen 

Internetplattform, anzubieten. Die Gemeinde hat den Antragsteller über die Dauer der Eintragung zu 

verständigen bzw. darüber, dass sein Antrag nicht zur Eintragung in die Landes- Wählerevidenz geführt 

hat. Zum Zweck der erstmaligen Aufnahme von Auslandsniederösterreichern in die Landes-

Wählerevidenz können Informationen über den derzeitigen Aufenthaltsort auch aus anderen der 

Gemeinde vorliegenden Quellen verwendet werden, um eine Kontaktaufnahme mit dem 

Auslandsniederösterreicher zu ermöglichen. 

(5) Der Betroffene hat die Möglichkeit einen Berichtigungsantrag auf Aufnahme in oder Streichung 

aus der Landes-Wählerevidenz gemäß §§ 6 ff einzubringen. 

 

§ 3 

Gemeinde-Wählerevidenz 

(1) In die Gemeinde-Wählerevidenz einer Gemeinde sind auf Grund der im Meldezettel (§ 9 des 

Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992 in der Fassung BGBl. I Nr. 120/2016) enthaltenen Angaben alle 

Frauen und Männer einzutragen, die 

 a) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, 

 b) vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet haben, 

 c) vom Wahlrecht zum Gemeinderat nicht ausgeschlossen sind und 

 d) in der Gemeinde gemäß § 18 der NÖ Gemeinderatswahlordnung 1994, LGBl. 0350, ihren 

ordentlichen Wohnsitz haben. 

Die Eintragung hat, obwohl die genannten Voraussetzungen vorliegen, zu unterbleiben, wenn eine Person 

in dieser Gemeinde in die Landes-Wählerevidenz einzutragen ist. 

(1a) Liegt keine Eintragung in die Landes-Wählerevidenz oder Gemeinde-Wählerevidenz der 

Gemeinde vor, hat die Person an der Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes zur Beurteilung des 

ordentlichen Wohnsitzes mitzuwirken. Dafür ist von der Person für die Eintragung in die Gemeinde-

Wählerevidenz ein Wählerevidenzblatt (Anlage 1) wahrheitsgetreu auszufüllen und der Gemeinde binnen 

2 Wochen zu übermitteln. Als Anschrift im Ermittlungsverfahren gilt die Adresse des ordentlichen 

Wohnsitzes, es sei denn, die einzutragende Person hat eine andere Anschrift bekanntgegeben. 

 a) Liegen die Voraussetzungen zur Eintragung vor, ist die Person in die Gemeinde-Wählerevidenz 

einzutragen. 

 b) Ist eine Person bereits in die Gemeinde-Wählerevidenz einer Gemeinde eingetragen und begehrt 

sie eine weitere Eintragung in dieser Gemeinde, bleibt die bestehende Eintragung in der 
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Gemeinde-Wählerevidenz aufrecht, es sei denn, die Person entscheidet sich bei Vorliegen der 

Voraussetzungen zur Eintragung innerhalb von 2 Wochen durch die Abgabe der ausgefüllten und 

persönlich unterfertigten Anlage 1 für die nunmehr begehrte Eintragung in die Gemeinde-

Wählerevidenz dieser Gemeinde.. 

(2) Aus der Gemeinde-Wählerevidenz sind unverzüglich jene Personen zu streichen, bei denen die 

Voraussetzungen für die Eintragung weggefallen sind. 

(3) Die Eintragung einer Person der Landes-Wählerevidenz oder der Gemeinde-Wählerevidenz einer 

anderen Gemeinde schließt die Aufnahme in die Gemeinde-Wählerevidenz nicht aus. 

(4) Im Fall der Aufnahme oder der Streichung einer Person, sowie einer Änderung der Eintragung 

ist, abgesehen vom Fall der Streichung wegen Todesfalles, der Betroffene von der Gemeinde zu 

verständigen. Der Betroffene hat die Möglichkeit einen Berichtigungsantrag auf Aufnahme in oder 

Streichung aus der Gemeinde-Wählerevidenz gemäß §§ 6 ff einzubringen. 

(5) Die Gemeinde-Wählerevidenz hinsichtlich der gemäß Abs. 1 aufgenommenen österreichischen 

Staatsbürger dient im Zusammenhang mit der in der Gemeinde geführten Landes-Wählerevidenz als 

Verzeichnis der zu einer Initiative nach Art. 46 der NÖ Landesverfassung 1979 berechtigten 

Landesbürger. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

§ 4 

Führung der Landesbürgerevidenzen 

(1) Die Landesbürgerevidenzen sind, sofern nicht die Voraussetzungen des Abs. 2 vorliegen, in 

Karteiform zu führen. Die Karteiblätter haben jedenfalls den Namen, das Geburtsdatum und die 

Wohnadresse der einzutragenden Person zu enthalten. Bei Auslandsniederösterreichern ist die Wohn- 

bzw. Zustelladresse im Ausland nach Möglichkeit ebenfalls zu erfassen. Gleiches gilt für eine E-Mail-

Adresse dieser Personen. 

(2) In Gemeinden, denen für Zwecke der Gemeindeverwaltung Datenverarbeitungsanlagen zur 

Verfügung stehen, können auch diese für die Führung der Landesbürgerevidenzen verwendet werden. Die 

Möglichkeit der Einsichtnahme gemäß § 5 muß jedenfalls gewährleistet sein. 

(3) Die Landesbürgerevidenzen sind laufend aktuell zu halten und vor jeder Herstellung von 

Abschriften gemäß § 5 sowie jedenfalls zu Jahresbeginn – spätestens bis zum 31. Jänner – zu 

aktualisieren. 

Beachte für folgende Bestimmung 
Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 

1.1.2015 angegeben. 

§ 5 

Einsicht in die Landesbürgerevidenzen 

(1) In die Landesbürgerevidenzen kann jedermann, der sich von der Vollständigkeit und Richtigkeit 

der Evidenzen überzeugen will, während der Amtsstunden Einsicht nehmen. Den im NÖ Landtag oder im 

Gemeinderat der betreffenden Gemeinde vertretenen Parteien hat die Gemeinde überdies auf Verlangen 

innerhalb von vier Wochen gegen Ersatz der Kosten Abschriften der Landesbürger- evidenzen 

auszufolgen. Weiters sind solchen Parteien auf Verlangen jene Personen bekanntzugeben, welche 

aufgrund ihres Lebensalters im nächsten Kalenderjahr voraussichtlich in die Landesbürgerevidenzen 

einzutragen sein werden. 

(2) Die für die Einsichtnahme bestimmten Tagesstunden sind an der Amtstafel kundzumachen. 

(3) Sofern Gemeinden die Landesbürgerevidenzen automations- unterstützt führen oder dafür andere 

Rechtsträger in Anspruch nehmen, haben sie den Parteien, die die Herstellung von Abschriften gemäß 

Abs. 1 verlangen, über deren Wunsch anstelle von Abschriften die Daten mittels maschinell lesbarer 

Datenträger oder im Wege der Datenfernverarbeitung zu übermitteln. Eine derartige Auskunft hat jeweils 

alle Daten der Landesbürgerevidenzen einer Gemeinde zu enthalten. 

(4) Weiters haben Gemeinden, die die Landes-Wählerevidenz automationsunterstützt führen oder 

dafür andere Rechtsträger in Anspruch nehmen, die Daten der Landes-Wählerevidenz der 

Landesregierung mittels maschinell lesbarer Datenträger oder im Wege der Datenfernverarbeitung zu 

übermitteln. 

Die Landesregierung hat diese Daten evident zu halten, die Datensätze EDV-technisch zu speichern und 

diese über Verlangen den im Landtag vertretenen Parteien unentgeltlich mittels maschinell lesbarer 

Datenträger oder im Wege der Datenfernverarbeitung zu übermitteln. Die Landesregierung hat die 

Datensätze auf Mehrfacheintragungen und Fehler zu überprüfen und unter Beachtung der Stellungnahmen 
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der betroffenen Gemeinden zu entscheiden welche Richtigstellung vorzunehmen ist. Die Gemeinden 

haben der Landesregierung Änderungen in der Landes-Wählerevidenz jeweils zu Jahresbeginn – 

spätestens bis zum 31. Jänner – sowie über Verlangen bekanntzugeben. 

(5) Jenen wahlwerbenden Parteien, die einen gültigen Kreiswahlvorschlag im Sinn der §§ 42 bis 49 

der NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300, eingebracht haben, steht das Recht zu, von der 

Landesregierung unentgeltlich mittels maschinell lesbarer Datenträger oder im Wege der 

Datenfernverarbeitung jene gemäß Abs. 4 evident gehaltenen Daten übermittelt zu erhalten, welche 

jeweils die Wahlkreise betreffen, für die ein gültiger Kreiswahlvorschlag vorliegt. 

§ 6 

Berichtigungsrecht 

(1) Jeder Staatsbürger kann unter Angabe seines Namens und der Wohnadresse gegen die 

Landesbürgerevidenzen beim Gemeindeamt schriftlich, mündlich oder nach Maßgabe der zur Verfügung 

stehenden technischen Mittel der Behörde in jeder technisch möglichen Form einen Berichtigungsantrag 

einbringen. Das Recht, einen Berichtigungsantrag einzubringen, steht unter den genannten 

Voraussetzungen Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union lediglich 

hinsichtlich der Gemeinde-Wählerevidenz zu. Der Antragsteller kann die Aufnahme einer Person in eine 

der Landesbürgerevidenzen oder die Streichung einer Person aus den Evidenzen begehren. Das Recht, 

einen Berichtigungsantrag einzubringen, besteht nicht hinsichtlich jener Personen, die gemäß § 2 Abs. 3 

in die Landes-Wählerevidenz eingetragen sind. 

(2) Der Berichtigungsantrag ist bei der Gemeinde einzubringen, in deren Evidenz eine Änderung 

begehrt wird. 

(3) Der Berichtigungsantrag ist, falls er nicht mündlich eingebracht wird, für jeden Berichtigungsfall 

gesondert einzubringen. Hat der Berichtigungsantrag die Aufnahme einer Person in eine 

Landesbürgerevidenz zum Gegenstand, so sind auch die zur Begründung derselben notwendigen Belege 

anzuschließen. Wird im Berichtigungsantrag die Streichung einer Person aus einer Evidenz begehrt, so 

sind die Gründe hiefür glaubhaft zu machen. Alle Berichtigungsanträge, auch mangelhaft belegte, sind 

entgegenzunehmen. Ist ein Berichtigungsantrag von mehreren Antragstellern unterzeichnet, so gilt, wenn 

kein Zustellungsbevollmächtigter genannt ist, der an erster Stelle Unterzeichnete als 

zustellungsbevollmächtigt. 

§ 7 

Verständigung der zur Streichung beantragten Personen 

(1) Die Gemeinde hat die Personen, gegen deren Aufnahme in die Landesbürgerevidenzen ein 

Berichtungsantrag eingebracht wurde, hievon unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Gründe binnen 2 

Wochen nach Einlangen des Berichtigungsantrages zu verständigen. Den Betroffenen steht es frei, binnen 

2 Wochen nach Zustellung der Verständigung schriftlich, mündlich aber auch telegrafisch, fernschriftlich, 

im Wege automationsunterstützter Datenverarbeitung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise 

Einwendungen bei der zur Entscheidung über den Berichtigungsantrag berufenen Behörde vorzubringen. 

(2) Die Namen der Antragsteller unterliegen dem Amtsgeheimnis. Den Strafgerichten sind sie auf 

Verlangen bekanntzugeben. 

§ 8 

Entscheidung über Berichtigungsanträge und Beschwerden 

(1) Über den Berichtigungsantrag entscheidet die Gemeindewahlbehörde. § 7 des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 findet Anwendung. 

(2) Gegen die Entscheidung gemäß Abs. 1 können der Antragsteller sowie der von der Entscheidung 

Betroffene binnen zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder nach Maßgabe der zur 

Verfügung stehenden technischen Mittel der Behörde in jeder technisch möglichen Form die Beschwerde 

bei der Gemeinde einbringen. § 6 Abs. 3 findet sinngemäß Anwendung. Die Gemeinde hat den 

Beschwerdegegner von der eingebrachten Beschwerde binnen zwei Wochen mit dem Beifügen zu 

verständigen, daß es ihm freisteht, innerhalb von zwei Wochen nach der an ihn ergangenen 

Verständigung in die Beschwerde Einsicht und zu den vorgebrachten Beschwerdegründen Stellung zu 

nehmen. 

(3) Über die Beschwerde entscheidet das Landesverwaltungsgericht in der Sache selbst. 

(4) Jede Entscheidung ist dem Antragsteller und dem von der Entscheidung Betroffenen schriftlich 

mitzuteilen. 

(5) Erfordert die Entscheidung eine Richtigstellung der Landesbürgerevidenzen, so hat die 

Gemeinde nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung die Richtigstellung der Evidenzen unter 

Anführung der Entscheidungsdaten durchzuführen. Eine rechtskräftige Entscheidung im Zuge eines 

Berichtigungsverfahrens gegen die Eintragung oder Nichteintragung in ein Wählerverzeichnis bei der 
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Landtagswahl oder einer Gemeinderatswahl ist von der Gemeinde als Grundlage für eine amtswegige 

Eintragung bzw. Streichung in die oder aus der Landes-Wählerevidenz und/oder Gemeinde-

Wählerevidenz heranzuziehen. 

(6) Die mit dem Berichtigungs- und Beschwerdeverfahren befaßten Gemeindewahlbehörden sind die 

nach den Bestimmungen der NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300, jeweils im Amt befindlichen 

gleichnamigen Wahlbehörden. Sie sind von ihren Vorsitzenden zur Entscheidung über die eingelangten 

Berichtigungsanträge mindestens einmal in jedem Kalendervierteljahr einzuberufen. Liegen in einem 

Kalendervierteljahr keine Berichtigungsanträge zur Entscheidung vor, so hat die Einberufung der 

Wahlbehörde für das betreffende Kalendervierteljahr zu entfallen. Im übrigen finden auf diese 

Wahlbehörden die entsprechenden Bestimmungen der NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300, 

sinngemäß Anwendung. 

§ 9 

Eigener Wirkungsbereich 

Die Führung der Gemeinde-Wählerevidenz obliegt den Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich. 


